
Lausanne, 12. Mai 2017 / ave

Revision  des  Bundesgesetzes  über  den  Allgemeinen  Teil  des
Sozialversicherungsrechts (ATSG): Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit  Bezug  auf  das  oben  erwähnte  Vernehmlassungsverfahren  haben  Sie  das
Bundesgericht eingeladen, bis zum 29. Mai 2017 Stellung zu nehmen; dafür danken wir
Ihnen bestens.

Wir teilen Ihnen mit, dass das Bundesgericht auf eine Vernehmlassung verzichtet.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat, den Ausdruck unserer ausgezeichneten
Hochschätzung.

Freundliche Grüsse

Dr. iur. Paul Tschümperlin
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St. Gallen, 10. April 2017 / rac 

 

Vernehmlassung: Revision des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des 
Sozialversicherungsrechts (ATSG) 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

 

Für Ihre Einladung vom 22. Februar 2017 zur Stellungnahme im oben erwähnten Vernehmlas-

sungsverfahren danken wir Ihnen bestens. Wir haben den Entwurf mit Interesse zur Kenntnis 

genommen. 

In der vorliegenden Angelegenheit verzichtet das Bundesverwaltungsgericht auf eine Stellung-

nahme. Wir bitten Sie, bei der Auswertung der Vernehmlassung die Antwort des Bundesverwal-

tungsgerichts als Enthaltung und nicht als Zustimmung auszuweisen. 

 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

 

 
Die Vizepräsidentin des Der Vorsitzende der 
Bundesverwaltungsgerichts Präsidentenkonferenz 

 

 

 

Marianne Ryter Vito Valenti 
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- Bundespatentgericht 
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Sozialversicherungsgericht
des Kantons Zürich
Lagerhausstr. 19, Postfach, 8401 Winterthur
Tel.: 052 268 10 10, Fax: 052 268 10 09

Bundesamt für Sozialversicherungen
Effingerstrasse 20
3003 Bern

Winterthur, 24. März 2017

Revision des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des So-
zialversicherungsrechts (ATSG); Vernehmlassungsverfahren

Sehr geehrte Damen und Herren

Das Sozialversicherungsgericht des Kantons Zürich unterstützt grundsätzlich die
vorgeschlagene Revision, möchte aber betreffend Einführung Kostenpflicht (Art. 61
Bst. a, fbis und fter ATSG) folgende Punkte zu bedenken geben:

1. Kosten für Versicherungsträger

Gemäss Art. 61 Bst. f ATSG des Entwurfs ist vorgesehen, dass Versicherungsträ-
gern in der Regel keine Gerichtskosten auferlegt werden dürfen. Dieser Vorschlag
wird im erläuternden Bericht damit begründet, diese Regelung entspreche Art. 66
Abs. 4 des Bundesgerichtsgesetzes (BGG), wonach Bund, Kantonen, Gemeinden
und mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben betrauten Organisationen keine Gerichtskos-
ten auferlegt werden dürfen.

Diese Argumentation erweist sich als weitgehend unzutreffend. Der Begriff „mit öf-
fentlich-rechtlichen Aufgaben betraute Organisationen" schliesst zwar Sozialversi-
cherungen, auch privatrechtlich organisierte, mit ein (SEILER, VON WERDT, GÜNGE-
RICH, BGG-Kommentar, 2. Auflage, Bern 2015, Art. 66 Rz. 46), doch sind Versiche-

rungsträger nach der Rechtsprechung in Leistungs- und Beitragsstreitigkeiten in ih-
rem Vermögensinteresse betroffen, weshalb das Bundesgericht ihnen jeweils Kosten
auferlegt (für Leistungsstreitigkeiten siehe a.a.0, Art. 66 Rz. 57 und BGE 133 V 639
E. 4.6, für Beitragsstreitigkeiten vgl. Z.B. Urteil 9C_1001/2009 vom 15. April 2010 und
Urteil 9C_901/2007 vom 8. Oktober 2008).

Für uns sind keine Gründe ersichtlich, die Parteien hinsichtlich der Kosten ungleich
zu behandeln. Fraglich bleibt zudem, ob die vom Bundesgericht eingeführte Auferle-
gung der Kosten der Gerichtsgutachten an die Versicherungsträger (BGE 139 V 496
E. 4.4, BGE 137 V 210 E. 4.4.2) weiterhin Bestand haben könnte, wenn diesen „in
der Regel" keine Kosten mehr auferlegt werden dürfen.



2. Kostenpflichtige Verfahren

2.1 Differenziert nach Streitigkeiten

Der Entwurf sieht - bei unterschiedlichen Kostenansätzen - eine Kostenpflicht für
Beitrags- und Leistungsstreitigkeiten vor.

Daneben gibt es eine dritte, heterogene Gruppe von Streitigkeiten mit Vermögensin-
teresse (z.B. Schadenersatz nach Art. 52 AHVG) oder ohne Vermögensinteresse
(z.B. Rechtsverzögerungsbeschwerde). Falls eine Kostenpflicht für Beitrags- und
Leistungsstreitigkeiten eingeführt werden soll, erschiene es aus unserer Sicht inkon-
sequent, die übrigen Streitigkeiten von der Kostenpflicht weiterhin auszunehmen.

Sollte es dem politischen Konsens entsprechen, Beitrags- und Leistungsstreitigkeiten
der Kostenpflicht zu unterstellen, regen wir daher an, zumindest die übrigen Streitig-
keiten mit Vermögensinteresse ebenfalls der Kostenpflicht zu unterstellen. Denkbar
wäre eine weitere Ausdifferenzierung der Kostenansätze nach dem Beispiel von
Art. 65 BGG oder aber - im Sinne der Einfachheit und Klarheit - ein genereller Kos-
tenrahmen von 200-1000 Franken für sämtliche kantonale Gerichtsstreitigkeiten.

Wir möchten darauf hinweisen, dass - nach den Erfahrungen, die das Sozialversi-
cherungsgericht des Kantons Zürich nach Einführung der Kostenpflicht für Streitigkei-
ten betreffend Invalidenleistungen gemacht hat - ein Kostenrahmen von 200-1000
Franken voraussichtlich einen geringen Entlastungseffekt auf die Gerichte haben
wird.

2.2 Differenziert nach Sozialversicherungen

Der Entwurf sieht zwei Varianten vor. Sollte Variante 1 den Vorzug erhalten, schla-
gen wir aus gesetzestechnischen Gründen folgende Änderung vor:

Art. 61 Bst. fbis Ziff. 2:

„Soweit das Einzelgesetz keine Kostenpflicht vorsieht, kann das Gericht einer Partei,
die sich mutwillig oder leichtsinnig verhält, Gerichtskosten auferlegen."

Begründung: Nach Art. 2 ATSG ist selbiges auf die bundesgesetzlich geregelten So-
zialversicherungen anwendbar, wenn und soweit die einzelnen Sozialversicherungs-
gesetze es vorsehen. Damit kann das Einzelgesetz ohne weiteres unabhängig vom
ATSG eine Kostenpflicht einführen, wie das in der Invalidenversicherung ja bereits
geschehen ist (vg l. Art. 69 Abs. 1bis IVG). Die vorgeschlagene Regelung hätte aller-
dings den Nachteil, dass bei kostenpflichtigen Verfahren die Kostenauflage auch bei
leichtsinniger oder mutwilliger Prozessführung auf 1000 Franken limitiert wäre.

Sollten Beitragsstreitigkeiten generell und Leistungsstreitigkeiten in allen oder in der
Mehrzahl der Sozialversicherungen kostenpflichtig werden, spricht vieles für die kon-
sequente Einführung einer generellen Kostenpflicht. Auf der anderen Seite sollte,
analog wie in Art. 66 Abs. 1 und 2 BGG eine Grundlage geschaffen werden, auf die
Erhebung von Gerichtskosten ganz oder teilweise verzichten zu können, wenn es die
Umstände rechtfertigen (z.B. bei Beschwerderückzug oder Vergleich).



Bei Einführung einer (mehr oder weniger) allgemeinen Kostenpflicht im ATSG müss-
ten - im Sinne einer Gleichbehandlung - unseres Erachtens zwingend auch die Ver-
fahren der beruflichen Vorsorge (BVG) und die Streitigkeiten aus Zusateversi-
cherungen zur sozialen Krankenversicherung gemäss den Bestimmungen des
Bundesgesetzes über den Versichern ngs vertrag (VVG) kostenpflichtig erklärt
werden. Dementsprechend wären Art. 73 Abs. 2 BVG und Art. 113 Abs. 2 lit. fZPO
anzupassen.

3. Modalitäten der Kostenauflage

Die vorgesehenen Bestimmungen lassen -wie übrigens auch Art. 69 Abs. 1 IVG -
diverse Fragen im Zusammenhang mit den Kosten offen.

Wir empfehlen zunächst eine Ergänzung im Sinne von Art. 66 Abs. 1 bis 3 BGG: Es
sollte die Möglichkeit geschaffen werden, dass das kantonale Gericht - wie das Bun-
desgericht (Art. 66 Abs. 1 und 2 BGG) - unter Umständen auf die Erhebung von Ge-
richtskosten ganz oder teilweise verzichten kann. Es sollte klargestellt werden, dass
die Gerichtskosten in der Regel der unterliegenden Partei auferlegt werden, unnötige
Kosten aber von der Partei zu bezahlen sind, die sie verursacht.

Ferner sollten bei mutwilliger sowie leichtsinniger Prozessführung sowie bei Verursa-
chung unnötiger Kosten so oder so Kosten zumindest im Umfang des Aequivalenz-
und Kostendeckungsprinzips erhoben werden können.

Schliesslich sollte Zwecks Entlastung der Gerichte eine allgemeine Kostenvor-
schusspflicht zumindest als „Kann"-Vorschrift eingeführt werden.

4. Konkrete Vorschläge

Unter Hinweis auf die vorstehenden Bemerkungen und Anregungen erlauben wir
uns, folgende drei Vorschläge zu den Kosten zu unterbreiten, die sich lediglich in
Bst. fbis unterscheiden:

4.1 Variante 1 (passend zu Variante 1 der Vernehmlassungsvorlage)

Art. 61 Bst. a, fbis, fter und fquater

Das Verfahren vor dem kantonalen Versicherungsgericht bestimmt sich unter Vorbe-
halt von Artikel 1 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 20. Dezember
1968 nach dem kantonalen Recht. Es hat folgenden Anforderungen zu genügen:

a. Das Verfahren muss einfach, rasch und in der Regel öffentlich sein.
fbis Das Verfahren ist kostenpflichtig. Eine Ausnahme bilden Streitigkeiten

über Leistungen und solche ohne Vermögensinteresse.
f Die Gerichtskosten werden in der Regel der unterliegenden Partei auferlegt.

Wenn die Umstände es rechtfertigen, kann das Gericht die Kosten anders
verteilen oder ganz oder teilweise darauf verzichten, Kosten zu erheben.
Mutwillig oder leichtsinnig verursachte Kosten hat der Verursacher zu be-



zahlen. In Leistungsstreitigkeiten eingeholte Gerichtsgutachten sind in der
Regel vom Versicherungsträger zu bezahlen.

quaier pgg Gericht kann von der Beschwerde erhebenden Partei unter Ansetzung
einer angemessenen Frist einen Kostenvorschuss bis zur Höhe der mut-
masslichen Prozesskosten verlangen. Wird der Kostenvorschuss auch nicht
innert einer kurzen Nachfrist geleistet, tritt das Gericht auf die Beschwerde
nicht ein.

4.2 Variante 2 (passend zu Variante 2 der Vemehmlassungsvorlage)

Art. 61 Bst. a, fbis, fter und fquater

Das Verfahren vor dem kantonalen Versicherungsgericht bestimmt sich unter Vorbe-
halt von Artikel 1 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 20. Dezember
1968 nach dem kantonalen Recht. Es hat folgenden Anforderungen zu genügen:

a. Das Verfahren muss einfach, rasch und in der Regel öffentlich sein.
fbis Das Verfahren ist kostenpflichtig. Bei Streitigkeiten über Leistungen

und solchen ohne Vermögensinteresse wird die Gerichtsgebühr nach
dem Verfahrensaufwand und unabhängig vom Streitwert im Rahmen
von 200-1000 Franken festgelegt.

f Die Gerichtskosten werden in der Regel der unterliegenden Partei auferlegt.
Wenn die Umstände es rechtfertigen, kann das Gericht die Kosten anders
verteilen oder ganz oder teilweise darauf verzichten, Kosten zu erheben.
Mutwillig oder leichtsinnig verursachte Kosten hat der Verursacher zu be-
zahlen. In Leistungsstreitigkeiten eingeholte Gerichtsgutachten sind in der
Regel vom Versicherungsträger zu bezahlen.

^quater Qgg Gericht kann von der Beschwerde erhebenden Partei unter Ansetzung
einer angemessenen Frist einen Kostenvorschuss bis zur Höhe der mut-

masslichen Prozesskosten verlangen. Wird der Kostenvorschuss auch nicht
innert einer kurzen Nachfrist geleistet, tritt das Gericht auf die Beschwerde
nicht ein.

4.3 Variante 3

Art. 61 Bst. a, fbis, fter und fquater

Das Verfahren vor dem kantonalen Versicherungsgericht bestimmt sich unter Vorbe-
halt von Artikel 1 Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 20. Dezember
1968 nach dem kantonalen Recht. Es hat folgenden Anforderungen zu genügen:

a. Das Verfahren muss einfach, rasch und in der Regel öffentlich sein.
fbis Das Verfahren ist kostenpflichtig. Die Gerichtsgebühr wird nach dem

Verfahrensaufwand und unabhängig vom Streitwert im Rahmen von
200-1000 Franken festgelegt.

f^er Die Gerichtskosten werden in der Regel der unterliegenden Partei auferlegt.
Wenn die Umstände es rechtfertigen, kann das Gericht die Kosten anders
verteilen oder ganz oder teilweise darauf verzichten, Kosten zu erheben.
Mutwillig oder leichtsinnig verursachte Kosten hat der Verursacher zu be-
zahlen. In Leistungsstreitigkeiten eingeholte Gerichtsgutachten sind in der
Regel vom Versicherungsträger zu bezahlen.



fquater Das Gericht kann von der Beschwerde erhebenden Partei unter Ansetzung
einer angemessenen Frist einen Kostenvorschuss bis zur Höhe der mut-
masslichen Prozesskosten verlangen. Wird der Kostenvorschuss auch nicht
innert einer kurzen Nachfrist geleistet, tritt das Gericht auf die Beschwerde
nicht ein.

4.4 Bemerkungen zu den Varianten

Variante 1 erscheint uns als umständlich und inkonsequent.

Variante 2 kann gegenüber Variante 3 insbesondere bei Streitigkeiten auf dem Ge-
biete des Beitragsbezugs und der Schadenersatzforderungen allenfalls zu erhebli-
chen Mehrerträgen bei den Gerichtsgebühren führen. Sie kann allerdings auch be-
wirken, dass die Versicherungsträger aus Gründen des Prozessrisikos in den ge-
nannten Gebieten zukünftig zurückhaltender vorgehen und dadurch auch auf Geld-
mittel verzichten, deren Einforderung gerichtlich geschützt würde.

Variante 3 hat gegenüber den anderen beiden Varianten den Vorzug, dass sie klar
verständlich und transparent ist, im Gegensatz zu Variante 2 keine unabsehbaren
und allenfalls unerwünschten Lenkungswirkungen mit sich führt, einfach zu handha-
ben ist und damit insgesamt der Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit dient.

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Ausführungen und stehen
Ihnen für Rückfragen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen

SOZIALVERSICHERUNGSGERICHT
DES KANTONS ZÜRICH

Der Präsident Der Generalsekretär

/LA/^L

Dr. Robert Hurst Dr. Thomas Lenzhofer
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